
  

 
Ausschuss für Jugend, Familie, Soziales 
und Kultur der Wallfahrtsstadt Werl          Werl, den 28.08.2015 
 
 
 
 
 
An die  
Damen und Herren  
des Ausschusses für Jugend, Familie,  
Soziales und Kultur der Wallfahrtsstadt Werl  
 
 
 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Jugend, Familie, Soziales und Kultur  
 Nr. 3/2015 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
 
zu einer Sitzung des Ausschusses für Jugend, Familie, Soziales und Kultur am 
 
 

Mittwoch,  dem 09. September  2015,  18.00 Uhr, 
 
 

         im Sitzungssaal des Rathauses 
 

lade ich herzlich ein. 
 
Die Tagesordnung ist beigefügt.  
 
 
 
Im Vorfeld der Sitzung besteht um 17.00 Uhr für alle Ausschussmitglieder 
die Möglichkeit der Begehung der renovierten Unterkunft für asylsuchende 
Menschen „Zur Mersch“. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
(Michael Ehlert)  
Vorsitzender  
 
 
 



  

 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Jugend, Familie, Soziales und Kultur der 
Wallfahrtsstadt Werl Nr.3/2015 am 09.09.2015 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
Tagesordnung: 
 
TOP  Vorlage Tagesordnung 
Nr.  Nr. ____________________________________________________ 
 
1                                   Feststellung der fristgerechten und ordnungsgemäßen  

                                Einladung sowie der Beschlussfähigkeit                             
 
 
2                                   Einwohnerfragestunde 
 
 
3 Bericht über die aktuelle Flüchtlingssituation in Werl 
    (mündlich) 
 
 
4                 Überplanmäßige Ausgaben im Bereich Asyl   

294                a) Informationen über den Dringlichkeitsbeschluss vom 
03.08.2015 in der Sache Anmietung und Ausstattung 
zusätzlicher Unterkünfte zur Aufnahme und 
Unterbringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen 

313                 b) Überplanmäßige Ausgabe für weitere Anmietung und 
Ausstattung von Unterkünften sowie  
Transferleistungen für Asylbewerber und Flüchtlinge  

 
 
5              307 Antrag der SPD-Fraktion 

Resolution für die Einführung des kommunalen Wahlrechts 
für alle Migrantinnen und Migranten in Nordrhein-
Westfalen 

 
 
6 Mitteilungen 
    
 
7 Anfragen 















 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Resolution für die Einführung des kommunalen Wahlrechts für alle Migrantinnen und Migran-

ten in Nordrhein-Westfalen“ 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

die SPD-Ratsfraktion befürwortet die Einführung des kommunalen Wahlrechts für alle Migran-

tinnen und Migranten in Nordrhein-Westfalen und beantragt, dass der Rat der Stadt Werl die 

Resolution des Landesintegrationsrats annimmt. 

 

Begründung: 

Ein großer Teil der Menschen mit Migrationshintergrund lebt seit vielen Jahren in NRW, arbeitet 

hier, zahlt Steuern und engagiert sich in Vereinen - ohne jedoch die gleichen demokratischen 

Rechte wie alle anderen zu haben. Migrantinnen und Migranten wollen und sollen politisch mit-

bestimmen, denn die Demokratie lebt von der Beteiligung. Die politische Ungleichbehandlung 

erschwert eine erfolgreiche Integration erheblich und kann nicht länger hingenommen werden. 

Politische Teilhabe in unseren Städten und Gemeinden muss für alle hier lebenden Menschen in 

einer demokratisch verfassten Gesellschaft möglich sein.  

 Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
 Fraktion im Rat der Stadt  Werl 

Vorsitzender: 
Meinhard Esser 
Westönner-Schützenstr. 15 
59457 Werl 
 
Stell. Vorsitzende: 
Angelika Schritt 
Hohe Fahrt 17 
59457 Werl 
 
SPD – Büro: 
Melsterstraße 2 
59457 Werl 
Tel.: 02922 – 52 43 
 
Email: fraktion@spd-werl.de 
http://www.spd-werl.de 

 

Werl, 25.08.2015 

SPD-FRAKTION WERL | Melsterstr. 2 | 59457 Werl 

 

Herrn 
Bürgermeister Michael Grossmann 
Hedwig-Dransfeld-Straße 23 
59457 Werl 
 
 
 
 
 
 
 
 



Beschlussvorschlag: 

Der Rat der Stadt Werl beschließt nach vorheriger Beteiligung des Integrationsrates und des 

Sozialausschusses die Resolution zur Einführung des kommunalen Wahlrechts für alle Migran-

tinnen und Migranten in Nordrhein-Westfalen zu unterstützen: 

 

Der Rat der Stadt Werl bittet die Verfassungskommission des Landtags bei ihren Bera-

tungen das Thema „Kommunales Wahlrecht für alle auf Dauer in NRW lebenden Migran-

tinnen und Migranten“ einzubeziehen und dem Landtag einen Vorschlag zur Änderung 

der Landesverfassung vorzulegen, der es ermöglicht, den Menschen mit nicht-deutscher 

Staatsangehörigkeit, das aktive und passive Wahlrecht auf kommunaler Ebene einzu-

räumen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Frieg 

 

Dominik Frieg 

(Ratsherr) 


